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A Planungsrechtliche Festsetzungen 

 Rechtsgrundlagen 

− Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 20.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394). 

− Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsver-
ordnung – BauNVO) vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

− Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts (Planzeichenverordnung – PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBI. I 
1991), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14.06.2021 
(BGBl. I S. 1802) sowie 

− Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) vom 24.07.2000 (GBl. 
581) zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27.06.2023 (GBl. 
S. 229, 231 

 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB i. V. M. §§ 1-15 

BauNVO) 

Das Planungsgebiet ist festgesetzt als: 

Fläche für Gemeinbedarf „Blaulichtzentrum“ 

• Die Abgrenzung erfolgt im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes. 

• Es wird eine Teilfläche mit Zweckbestimmung „Feuerwehr“ sowie zwei Teil-
flächen mit Zweckbestimmung „Gesundheitlichen Zwecken dienende Ge-
bäude und Einrichtungen (DRK und ASB)“ ausgewiesen.  

• Zulässig sind bauliche Anlagen für die jeweiligen Rettungsorganisationen 
zur 
- Unterbringung der Fahrzeuge 
- Materiallagerung 
- Verwaltungs- und Schulungsräume 
- Umkleide-, Aufenthalts- und Ruheräume für Einsatzkräfte im Dienst 
- sonstige zum Betrieb erforderliche Anlagen. 

 Zulässiges Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m.  

§§ 16-21a BauNVO) 

A.3.1 Grundfläche / Grundflächenzahl  

Für die Gemeinbedarfsfläche wird eine maximale Grundfläche festgesetzt für: 
- Feuerwehr 1.475 m² 
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- DRK 650 m² 
- ASB 650 m². 

Die Grundfläche darf durch Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Ne-
benanlagen im Sinne des § 14 sowie baulichen Anlagen unterhalb der Gelän-
deoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird überschrit-
ten werden, höchstens jedoch bis zu einer Grundflächenzahl von 0,7. Hierbei 
sind alle Flächen einzurechnen, die nach der gemeindlichen Abwassersatzung 
einen Berechnungsfaktor von 0,4 (z.B. Porenpflaster, Rasen- oder Splittfugen-
pflaster) bis 1,0 (vollversiegelt) erfüllen. 

A.3.2 Höhe baulicher Anlagen 

Höhe und Bezugspunkt 

Als Bezugspunkt für die Gebäudehöhe wird die Erdgeschossfußbodenhöhe 
(EFH) der Feuerwehr mit 145,35 NHN festgesetzt. 

Für das Gesamtgebiet wird eine Gebäudehöhe von 10,00 m festgesetzt. Aus-
genommen hiervon ist der Schlauchturm der Feuerwehr. Hierfür ist auf einer 
maximalen Fläche von 20 m² eine Gebäudehöhe von 14,00 m zulässig.  

Die Gebäudehöhe wird von Oberkante Erdgeschoß-Rohboden bis zum höchs-
ten Punkt des Gebäudes gemessen, unabhängig von der Dachform.  

Die ausgeführte Dachfläche darf durch Anlagen zur solaren Energiegewinnung 
auf der gesamten Fläche des Gebäudes um maximal 1,00 m Höhe überschrit-
ten werden. 

Mit technischen Einrichtungen wie Aufzüge, Lüftungsanlagen etc., kann auf ma-
ximal 5 % der Gebäudefläche, die festgesetzte Gebäudehöhe um 3,00 m über-
schritten werden. 

 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. M. § 22 BauNVO) 

Im Plangebiet ist eine besondere (abweichende) Bauweise gemäß § 22 (4) 
BauNVO festgesetzt mit der Maßgabe, dass Gebäude zulässig sind, die mit den 
Merkmalen der offenen Bauweise (seitliche Abstandsflächen) errichtet werden, 
deren Längenentwicklung jedoch 50,0 m übersteigt. 

 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 

BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im zeichnerischen Teil durch Bau-
grenzen festgesetzt. 

 Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. 

§ 12, 14 und §23 Abs. 5 BauNVO) 

Nebenanlagen im Sinne von § 14 (2) BauNVO sind als Ausnahmen zulässig. 

Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  
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Stellplätze sind dann außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig, wenn sie 
in wasserdurchlässigen Belägen, die nach der gemeindlichen Abwassersatzung 
mindestens einen Berechnungsfaktor von 0,4 erfüllen (z.B. Porenpflaster, Ra-
sen- oder Splittfugenpflaster), hergestellt werden. Die Fahrgassen dürfen voll-
versiegelt sein.  

 Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Die Aufteilung der Verkehrsflächen hat darstellenden Charakter und ist nicht 
Gegenstand des Bebauungsplanes. 

Im zeichnerischen Teil sind folgende Verkehrsflächen besonderer Zweckbe-
stimmung festgesetzt: 

− „Rettungszufahrt“ – zulässig sind hier Verkehrsflächen für Einsatzfahrzeuge 
und private Fahrzeuge von Einsatzkräften 

− „Rettungszufahrt PKW und landwirtschaftlicher Verkehr“ - zulässig sind hier 
private Fahrzeuge von Einsatzkräften sowie landwirtschaftliche Fahrzeuge 

 Öffentliche Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Im zeichnerischen Teil sind öffentliche Grünflächen festgesetzt. Innerhalb die-
ser Flächen ist die Anlage von Hofflächen und Stellplätzen zulässig. Die Vorga-
ben der Kapitel A.3.1 und A.6 sind zu beachten.  

Alle nicht befestigten Flächen sind insektenfreundlich zu bepflanzen und dauer-
haft zu unterhalten.  

 Flächen / Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Bo-

den. Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Außenbeleuchtung  

Für Außenbeleuchtungen (Straßen-, Hof-, Fassadenbeleuchtungen usw.) dür-
fen ausschließlich gelbes Licht (Natriumdampflampen) oder warmweiße LED-
Leuchten (2500 K bis 3500 K) und insektendichte Lampengehäuse verwendet 
werden. Die Beleuchtung ist auf eine der Nutzung angepasste Zeitdauer zu be-
schränken. Die Leuchtkegel der Lampen sind gezielt auf die Nutzflächen aus-
zurichten. 

 Erhalt / Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstiger Bepflan-

zung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Für je 10 ausgewiesene Stellplätze bzw. je 500 m“ Hoffläche ist mindestens 
1 hochstämmiger, standortgerechter Laubbaum zu pflanzen. Bestehende 
Bäume, die erhalten bleiben können, dürfen an der Gesamtzahl der Bäume zum 
Abzug gebracht werden.  
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Es sind grundsätzlich standorttypische Pflanzen aus heimischer Zucht zu pflan-
zen. Die Anpflanzungen müssen spätestens 1 Jahr nach Baufertigstellung er-
folgen. Alle Pflanzen sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. 

Vorzugsweise sind Pflanzen aus folgender Liste zu wählen: 

Bäume Acer campestre  Feldahorn, Maßholder  
 Aesculus hippocastanum  Rosskastanie  
 Alnus glutinosa  Schwarzerle  
 Betula pendula  Hängebirke  
 Carpinus betulus  Hainbuche  
 Fraxinus excelsior Gewöhnliche Esche 
 Populus tremula  Zitterpappel, Espe  
 Prunus avium  Vogelkirsche  
 Quercus petraea  Traubeneiche  
 Quercus robur  Stieleiche  
 Salix alba  Silberweide  
 Tilia cordata  Winter-/Steinlinde  
 Tilia platyphyllos  Sommerlinde  
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B Nachrichtlich übernommene Hinweise  
(§9 Abs. 4 und 6 BauGB) 

 Archäologische Denkmalpflege 

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Ge-
meinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerk-
zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauer-
reste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des 
vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, so-
fern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart, 
Referat 84 - Archäologische Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) 
mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der Sicherung und 
Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leer-
zeiten im Bauablauf zu rechnen. 

Die Absätze 1 und 2 entbinden den Bauträger/Bauherren jedoch nicht von der 
Meldepflicht und Haftung gegenüber dem Regierungspräsidium Stuttgart, Re-
ferat 84 - Archäologische Denkmalpflege. 

Das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 - Archäologische Denkmal-
pflege ist auch hinzuzuziehen, wenn Bildstöcke, Wegkreuze, alte Grenzsteine 
oder ähnliches von den einzelnen Baumaßnahmen betroffen sein sollten. 

 Maßnahmen zum Schutz des Bodens / Altlasten 

Im Bereich des Planungsgebietes liegen nach derzeitigen Erkenntnissen keine 
Altlasten / Altlastenverdachtsflächen vor. Der Aushub ist dennoch auf sichtbare 
Belastungen (Öl, Bitumenreste, Müll, Abbruchmaterial, etc.) und auf Fremdge-
ruch zu prüfen, ggf. sind belastetes und unbelastetes Material zu trennen, und 
das belastete Material ordnungsgemäß zu entsorgen Sollten bei Erdarbeiten 
dennoch ungewöhnliche Färbungen und / oder Geruchsimmissionen (z. B. Mi-
neralöle / Teer) wahrgenommen werden, ist umgehend das Landratsamt Orten-
aukreis (Amt für Umweltschutz; Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz) zu 
unterrichten. Die Aushubarbeiten sind an dieser Stelle sofort einzustellen. 

Zum Schutz des Bodens sind bei Auffüllungen und Aufschüttungen im Rahmen 
von Baumaßnahmen die Maßnahmen und Vorgaben der „Verordnung zur Ein-
führung einer Ersatzbaustoffverordnung, zur Neufassung der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung und zur Änderung der Deponieverordnung und 
der Gewerbeabfallverordnung“ (Mantelverordnung) des Bundes zu beachten. 
Es dürfen ausschließlich unbelastete Materialien zum Einbau kommen. Der Ein-
bau von Material, das den vorgenannten Kriterien nicht entspricht (z.B. Bau-
schutt, Recyclingmaterial oder verunreinigter Boden), ist nur in Ausnahmefällen 
zulässig und in jedem Fall durch das Landratsamt, vorab zu prüfen und freizu-
geben. 
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Anfallende Baustellenabfälle (z. B. Folien, Farben, u.a.) und nichtmineralischer 
Bauschutt sind ordnungsgemäß zu entsorgen und dürfen nicht als An- bzw. Auf-
füllmaterial (Mulden, Baugrube, Arbeitsgraben etc.) benutzt werden. Minerali-
scher Bauschutt ist einer Wiederverwertung zuzuführen (Recycling). 

Auf die Bestimmungen der §§ 1a Abs. 2 des Baugesetzbuchs (BauGB), §§ 10 
Nr. 3 und 74 Abs. 3 Nr. 1 der Landesbauordnung (LBO) zur Vermeidung über-
schüssigen Bodenaushubs sowie insbesondere § 3 Abs. 3 des Landes-Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes LKreiWiG vom 17. Dezember 2020 wird hingewiesen. 
Im Rahmen von Baumaßnahmen soll ein Erdmassenausgleich durchgeführt 
werden. In besonderem Maße gilt dies in Gebieten mit erhöhten Belastungen 
nach § 12 Absatz 10 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung. Für 
nicht verwendbare Aushubmassen sollen entsprechende Entsorgungsmöglich-
keiten eingeplant werden. Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnah-
men und anderen Veränderungen der Erdoberfläche im Planungsgebiet ist des-
halb auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden zu achten 
und jegliche Bodenbelastung auf das unvermeidbare Maß zu beschränken. Der 
Bodenaushub ist, soweit möglich, im Plangebiet zur Geländegestaltung zu ver-
wenden bzw. auf den einzelnen Baugrundstücken zu verwerten.  

Bei den verfahrenspflichtigen Bauvorhaben nach § 3 Absatz 4 Landes-Kreis-
laufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) ist bei einer voraussichtlich anfallenden 
Menge von mehr als 500 Kubikmeter Erdaushub ein Abfallverwertungskonzept 
zu erstellen (siehe Schreiben des Ministeriums für Landesentwicklung und 
Wohnen, Baden-Württemberg „Hinweise zur Berücksichtigung des § 3 Abs. 4 
LKreiWiG und des § 2 Abs. 3 LBodSchAG im baurechtlichen Verfahren“). Darin 
soll die wirtschaftliche Verwendbarkeit von überschüssigem Erdaushub für 
technische Bauwerke oder, ggf. nach Aufbereitung, als mineralischer Rohstoff 
geprüft werden („Erläuterungen und Hinweise des UM B.-W. zum Abfallverwer-
tungskonzept nach § 3 Abs. 4 LKreiWiG“). 

 nicht öffentlich zugängliche technische Vorschriften 

Sofern im Bebauungsplan auf nicht öffentlich zugängliche technische Vorschrif-
ten verwiesen wird, können diese im Bauamt der planaufstellenden Gemeinde 
eingesehen werden.  

 Baugrund / Geotechnik 

Für alle mit mechanischer Kraft angetriebenen Bohrungen z. B. im Zuge von 
Baugrunduntersuchungen / -gründungen besteht eine gesetzliche Anzeige-
pflicht nach §4 Lagerstättengesetz. Hierfür steht unter www.lqrb.uni-
freiburg/grb/Service/bohranzeigen eine elektronische Erfassung zur Verfügung. 

 Baumpflanzungen - Sicherheitsabstände zu erdverlegten Leitungen 

Bei Anpflanzungen von Bäumen ist ein seitlicher Mindestabstand von 2,5m zu 
erdverlegten Leitungen einzuhalten, oder es sind geschlossene Pflanzringe 
oder Trennwände bis in ca. 1m Tiefe anzubringen.  
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 Hinweise aus dem Merkblatt Bebauungsplan vom Landratsamt Orten-

aukreis, Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz 

Im Internet sind auf dem umfassenden Informationsportal www.hochwas-
serbw.de Kompaktinformationen zur Hochwasservorsorge, hochwasserange-
passtem Bauen und weiteren Hochwasserthemen, sowie der Leitfaden „Hoch-
wasser-Risiko-bewusst planen und bauen" erhältlich. Die „Hochwasserschutz-
fibel" informiert über Objektschutz und bauliche Vorsorge und ist über die Inter-
netseite des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(http://www.bmvi.de) zu finden.  

 Bereitstellung Abfallbehälter / gelbe Säcke 

Die Bereitstellung der Abfälle, die im Rahmen der kommunalen Abfallabfuhr 
entsorgt werden, muss an einer für 3-achsige Abfallsammelfahrzeuge (bis 10,30 
m Länge) erreichbaren Stelle am Rand öffentlicher Erschließungsstraßen erfol-
gen. 

 
 

Appenweier, den   Achern, den  

 
 
 
Viktor Lorenz 
Bürgermeister Planverfasser 

C Ausfertigung 

Die schriftlichen Festsetzungen entsprechen dem Satzungsbeschluss des Ge-
meinderates vom xx.xx.2024 Die bundes- und landesrechtlichen Verfahrensvor-
schriften wurden eingehalten. 

Appenweier, den _____________ 
Viktor Lorenz 
Bürgermeister 

 


